
Lübke Bundespräsident
Absolute Mehrheit im zweiten Wahlgang — Heuss gratulierte

Berlin (dpa). Der 64 Jahre alte Bimdesernährimgsminister 
Dr. h. c, Heinrich Liibke ist am Mittwochnachmittag von der 
Bundesversammlung in der alten Hauptstadt Berlin zum drit­
ten Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutschland ge­
wählt worden. Als Kandidat der CDU/CSU erhielt er im zwei­
ten Wahlgang 526 Stimmen und damit die erforderliche abso­
lute Mehrheit.
Seine Gegenkandidaten, Pro­

fessor Carlo Schmid von der 
SPD und Dr. Max Becker von 
der FDP, erreichten nur 386 
und 99 Stimmen. 22 Mitglieder 
der Bundesversammlung ent­
hielten sich der Stimme. 1033 
der 1038 Wahlmänner gaben in 
diesem Wahlgang ihre Stimme 
ab.

Lübke nahm die Wahl sofort 
an, nachdem Bundestagspräsi­
dent Gerstenmaier, der auch 
den Vorsitz der Bundesver­
sammlung führte, die Entschei­
dung bekanntgegeben hatte. Am 
15. September wird der neue 
Präsident in einer gemeinsa­
men Sitzung von Bundestag 
und Bundesrat in Bonn auf das 
Grundgesetz vereidigt. Er tritt 
dann für fünf Jahre die Nach­
folge von Bundespräsident 
Heuss an, der zehn Jahre lang 
Staatsoberhaupt der Bundesre­
publik war und dessen Amts­
zeit am 11. September abläuft.

Die Bundesversammlung nahm 
die Wahl Lübkes mit großem 
Beifall auf, nachdem sie mit 
Spannung darauf gewartet 
hatte, ob der zweite Wahlgang 
nach der ergebnislosen ersten 
Abstimmung die Entscheidung 
bringen würde. Im ersten 
Wahlgang hatte Lübke nur 517 
der 1030 abgegebenen Stimmen 
erreicht und so nicht die im 
Grundgesetz vorgesehene abso­
lute Mehrheit erzielt. Carlo 
Schmid konnte im ersten Wahl­
gang 385, Becker 104 Stimmen 
auf sich vereinigen. Außerdem 
gab es im ersten Wahlgang 24 
Stimmenthaltungen.

Lübke dankte der Bundesver­
sammlung für das Vertrauen, 
das ihm erwiesen wurde, und 
versicherte, er wolle auf den 
von Bundespräsidenten Heuss 
geschaffenen Grundsätzen Wei­
terarbeiten. Heuss gratulierte 
unmittelbar nach der Wahl sei­
nem Nachfolger.

Sorge um 17 Millionen 
Deutsche

Lübke hat die Absicht, die 
Geschäfte als Bundesernäh­
rungsminister bis zur Über­
nahme seiner Amtszeit als Bun-

Verhandlungen bis zar 
Lösung

Bonn (ap/dpa). Das Kurato­
rium „Unteilbares Deutschland“ 
hat in gleichlautenden Schrei­
ben die Außenminister der vier 
Großmächte gebeten, die Ver­
handlungen über Deutschland 
bis zu einer Lösung fortzuset­
zen. Das Kuratorium schlägt 
vor, in Genf politische und di­
plomatische Instanzen zu bilden, 
die als ständige Organisation 
über die ungelösten Fragen 
Deutschlands und Europas und 
über die internationale Sicher­
heit beraten solle. Ferner for­
dert das Kuratorium, daß die 
Freiheit und Sicherheit Berlins 
gewährleistet bleiben müßten. 
Freizügigkeit, Glaubensfreiheit, 
Reisefreiheit und freier Ge­
dankenaustausch sollten für 
ganz Deutschland schon vor der 
Wiedervereinigung gesichert 
werden.

despräsident Mitte September 
auslaufen zu lassen. Er möchte 
auch noch im August Urlaub 
nehmen. Was seine politische 
Standfestigkeit angeht, so hat 
der neugewählte Bundespräsi­
dent durch sein Bekenntnis zur 
Demokratie von 1933 bis Ende 
1935 im Gefängnis gesessen. In 
der nationalsozialistischen Zeit 
ist er schwerer materieller Be­
drängnis ausgesetzt gewesen. 
In der Hitlerzeit wäre für ihn, 
wie der weißhaarige neuge­
wählte Bundespräsident sagte, 
die Auslöschung eines jeden 
Rechtsempfindens die größte 
Belastung gewesen. Lübke un­
terstrich, daß er 23 Jahre in 
Berlin gelebt und auch auf 
Grund seiner Tätigkeit im bäu­
erlichen Siedlungswesen in 
Schlesien den Osten genau 
kenne. Als neues Staatsober­
haupt sei ihm das Los der 17 
Millionen in Mitteldeutschland 
und die schwere Lage der ge­
teilten Stadt Berlin ein Pro­
blem, das „mich täglich mit 
drückender Sorge erfüllt“.

Stimmen zur Wahl 
SPD-Vorsitzender Ollenhauer 

sagte nach der Wahl: „Die
SPD nimmt die Entscheidung 
der Bundesversammlung zur 
Kenntnis. Sie wird dem ge­
wählten neuen Bundespräsiden­
ten ebenso wie seinem Vorgän­
ger, und wie es dem Amte ge­
bührt, mit Loyalität und Ach­
tung gegenüberstehen.“

Der „Deutschland - Union- 
Dienst“ der CDU/CSU schreibt, 
die dritte Bundesversammlung 
habe eine gute Wahl getroffen. 
Sie habe einen Mann an die 
Spitze des Staates berufen, der 
durch sein Leben und seine 
Leistung den Beweis erbracht 
habe, daß er des höchsten Am­
tes würdig sei.

Berlin 1. J u l i  1959 Nr. 26 / 12. Jahrg.



U H f l B H B N G I G i  I E I T U H S  « l B  D E U t S C i m W B

In 40 Jahren 
nichts gelernt

K .  W .  B .  Wir haben, mehr als 
14 Jahre nach Kriegsende, noch 
keinen Friedensvertrag. Aber 
wir haben auch nicht das 
Trauma von einem Diktat, das 
uns die Weimarer Republik zer­
rüttet und Hitler beschert hat. 
Mit dem Friedenmachen waren 
vor vierzig Jahren die west­
lichen Besieger Deutschlands 
wohl schneller bei der Hand als 
der Weltkommunism.us heute. 
Er faßt freilich das Frieden­
machen anders auf als seine 
westlichen Zwangspartner aus 
dem zweiten Weltkrieg. Als 
heute vor vier Jahrzehnten in 
Versailles, am 28. Juni 1919, die 
Mächtigen der Entente Deutsch­
land den Frieden von Versailles 
aufzwangen, geschah das mit 
einem Dokument, das zum er­
sten Male das Recht und die 
Gerechtigkeit von Friedens­
verträgen fragwürdig machte. 
Die Herren von Versailles ver­
fuhren in der Methode nicht an­
ders als die Friedensmacher al­
ler vorangegangenen Epochen. 
Fast alle Friedensschlüsse ha­
ben die Grenze verrückt und 
den Besiegten Lasten und Tri­
bute abgefordert. Doch in den 
8 Monaten vom November 1918 
bis zum Juni 1919 haben die 
Autoren von Versailles viel Ehr­
geiz darangesetzt, das ganze 
europäische Staatensystem zu 
zerstören und eine moralisch­
politische Einteilung der Natio­
nen in Sieger und Besiegte ein­
zuleiten. Sehr schnell mußten 
sie erleben, daß sich in den Fol­
gejahren eine Annäherung der 
Deklassierten entwickelte. So 
konnten sie in der Nachwir­
kung des Friedensdiktats die 
Sowjets und die deutschen 
Kommunisten unter den deut­
schen Marschierern gegen den 
Versaillismus finden. Der Aus­
fall des deutsch-sowjetischen 
Vertrages von Rapallo war eine 
erste Verzweiflungsallianz ge-, 
gen das Diktat des Friedens 
von 1919.

*

Die Hoffnung freilich, daß die 
Sowjets aus ihrer eigenen Mi­
sere von 1919 gelernt hätten, 
daß sie also einem Friedens- 
Vertrag ähnlicher Konstruktion 
wie dem von Versailles heute

widerstünden, gehört leider auf 
den Schutthaufen der Ge­
schichte. Sie können heute ja 
sogar mit Recht in Anspruch 
nehmen, schon mehrere Male 
die Konzeption eines Friedens­
vertrages für Deutschland vor­
gelegt zu haben. Doch diese 
Konzeptionen von 1950, 1952 und 
1958 sind eben von einer Art, 
die uns den vertraglosen Zu­
stand — wenn nicht liebens­
werter —, so doch ungefähr­
licher erscheinen lassen.

*

Was uns dagegen die West­
mächte an Friedensangeboten 
nicht nur offerierten, sondern 
seit Jahren mit uns praktizie­
ren, hat sich immer mehr von 
den Versailler Friedens Vorstel­
lungen entfernt. Wie unver­
gleichlich weit gingen noch die 
Vorstellungen über Versailles 
hinaus, die in den letzten 
Kriegsmonaten bei den gemein­
samen alliierten Besprechungen 
Deutschland angedroht waren. 
Ein gigantisches Uberversailles 
war in den Deklamationen er­
kennbar, die in Yalta und auch 
noch in Potsdam dokumentarisch 
niedergelegt worden sind. Ein 
Friedensvertrag, der sich auf 
dieses Deutschlandbild für eine 
insbesondere geistig und sozial 
entmachtete Nation gründen 
sollte, ist nicht zustande ge­
kommen. Zum Glück — so kön­
nen wir heute sagen — haben 
nicht einmal die drei Jahre der 
alliierten Zusammenarbeit im 
Kontrollrat ausgereicht, um uns 
ein solches Diktat zum Vege­
tieren aufzunötigen. Im Laufe 
der Jahre ohne Friedens vertrag 
haben wir statt dessen von Jahr 
zu Jahr mehr erfahren gelernt, 
daß der Vertrag gar nicht un­
sere erste nationale Sehnsucht 
sein kann.

Auf der einen Seite leben wir 
mit unseren westlichen Freun­
den in einem Verhältnis, das 
uns kein Friedensvertrag so 
hätte garantieren können. Wohl 
haben wir Vertragsbindungen 
mit ihnen, die völkerrechtlich 
korrekt sind; aber unsere Be­
ziehungen betreffen nur den 
freien Teil Deutschlands. Wir 
sind deshalb vielfach und ge­
rade bei den national entschei­
denden Problemen auf man­
cherlei vertraglich nicht verein­
barte und auch gar nicht zu 
vereinbarende Freundschaften 
angewiesen. Dieser Zustand der 
Freundschaft hat aber in den

letzten. Jahren für uns eine 
Rechtssicherheit geschaffen, die 
uns bisher kein Friedensver­
trag früherer Art gebracht hat.

Zum anderen aber sind wir 
an Erfahrung reich über die 
Fähigkeit, die die Sowjets ha­
ben, ihre Abmachungen prak­
tisch zu interpretieren. Der 
Weg der heute völlig von den 
Sowjets kontrollierten Zone 
Deutschlands ist mit solchen 
„Interpretationen“ von Abma­
chungen gepflastert. Die Sowje- 
tisierung der Zone ist ein ein­
ziger Anschauungsunterricht 
dafür, wie die Sowjetunion 
Verträge und Abmachungen, 
die Deutschland betreffen, um­
zudeuten versteht.

Wenn sich die Sowjets wun­
dern sollten, daß wir Deut­
schen nicht lauthals auf ihre 
Friedensvertragsvorschläge ein- 
gehen, und wenn wir unseren 
westlichen Freunden noch dazu 
raten, sich nicht darauf einzu­
lassen, so sollten sie solches 
naive Erstaunen mit unseren 
Landsleuten in der Zone disku­
tieren. Von den Resolutionen, 
die Ulbrichts Propoganda-Ap- 
parat nach Genf geschickt hat, 
hält heute kein Politiker mehr 
etwas. Wohl aber weiß jeder­
mann, daß die Deutschen heute 
noch lieber länger auf einen 
Friedensvertrag warten, als 
sich einen einzuhandeln, der 
Frieden sagt und die Sowjeti- 
sierung Deutschlands meint. 
Versailles war ein untauglicher 
Versuch, der politischen 
Schwierigkeiten in Europa 
durch ein veraltetes System 
von Gebiets- und Machtver­
schiebungen Herr zu werden. 
Ein Friedensvertrag, wie ihn 
die Sowjets heute Deutschland 
anbieten, wäre nicht nur 
schlimmer als das Versailles 
von 1919. Er wäre der Versuch, 
Europa die Mitte zu nehmen 
und den alten Kontinent ster­
bensreif zu machen.

*

14 Jahre lang leben wir ohne 
einen Friedensvertrag. Natür­
lich wäre es gerecht gegenüber 
der Geschichte, wenn diese un­
gewöhnlichste aller Nachkriegs­
perioden formal endlich durch 
einen Vertrag abgeschlossen 
werden könnte. Aber ein Ver­
trag läßt sich nicht schließen 
mit jemand, der gesonnen ist, 
den Vertragschließenden als 
sein Eigentum zu betrachten.
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Rubel rollen für Assuan
Verhandlungen über den Staudamm in Kairo — Bonn und Pankow beteiligt

V. Kairo (Eigenbericht). In diesen Tagen vereinigt sich in 
Kairo unter Vorsitz von Mussa Araia, dem ägyptischen Mini­
ster für öffentliche Arbeiten, im Beisein der sowjetischen As-. 
suan-Delcgation eine Gruppe von Sachverständigen aus der 
Bundesrepublik und der Sowjetzone, aus Frankreich, Großbri­
tannien und Amerika, um die sowjetischen Abänderungsvor­
schläge iuir den Bau des Assuan-Hochdammes zu studieren. 
Diese Vorschläge bezwecken nichts anderes als die Teilnahme 
Rußlands, die bisher auf die erste Bauphase des Dammes be­
schränkt war, nicht nur auf die zweite auszudehnen, sondern 
gleichzeitig westliche Mitarbeit möglichst auch bei der zweiten 
Phase auszuschalten.
Als im vergangenen Novem­

ber die Sowjets nach verhält­
nismäßig kurzen Verhandlun­
gen sich bereit erklärten, den 
Assuan-Hochdamm zu bauen 
und die erforderlichen Kredite 
über 35 Millionen äg. Pfund für 
die Lieferungen des notwendi­
gen Maschinenparks, Bau- und 
anderen Materials für die erste 
Bauphase von fünf Jahren zu 
einem so vorteilhaften Zinsfuß 
von zwei Prozent zur Verfü­
gung zu stellen, war die Auf­
regung im westlichen Lager 
groß,

Seit der Offiziers-Revolution 
im Jahre 1952 hatte die ägyp­
tische Regierung mit deut­
schen, französischen und briti­
schen Industriegruppen über 
die Teilnahme am Bau des Rie­
senprojektes verhandelt, das 
bestimmt ist, dem Niltal und 
mithin der Lebensader Ägyp­
tens ein neues Gesicht zu ge­
ben. Die Weltbank sowie die 
amerikanische und britische Re­
gierung befanden sich in sehr 
positiven Besprechungen über 
die Finanzierung des Hoch­
dammes, als John Foster Dul- 
les im Frühjahr 1956 die ameri­
kanische Beteiligung kurzer­
hand aufsagte und mithin die 
vorgesehenen Kredite der 
Weltbank unmöglich machte. 
Die unmittelbaren Folgen wa­
ren Nassers Nationalisierung 
der Suezkanal-Gesellschaft und 
das mißglückte Eingreifen des 
israelisch-britisch-französischen 
Dreibundes gegen Port Said 
und den Kanal.

Bonns Angebot
Zwei Jahre hörte man nichts 

vom Damm, obwohl hinter den 
Kulissen dauernd verhandelt 
wurde. Westdeutsche Firmen 
lagen hier beim Rennen in vor­
derster Linie. Die deutsche

Bundesregierung entschloß sich 
nun plötzlich, mit einer Kredit­
garantie von 200 Millionen DM 
herauszurücken, mußte sich 
aber aus Kairo sagen lassen, 
ihr Angebot käme zu spät für 
die erste Bauphase. Über diese 
hatten sich die Sowjets bereits 
die alleinige Verfügung Vorbe­
halten. In fünf Jahren, nach 
Beendigung dieser Phase, könne 
man wieder miteinander reden, 
hieß es in Kairo. Außer der 
Bundesrepublik hatten Japan, 
Italien, Großbritannien und die 
Sowjetzone ihr Interesse an 
einer Beteiligung beim zweiten 
Baustadium bekundet.

Als sich die russisch-ägypti­
schen Beziehungen wegen der 
kommunistischen Umtriebe in 
Irak und Syrien plötzlich ver­
schlechterten, hofften einige 
Politiker in westlichen Län­
dern, nun wäre auch Rußlands 
Teilnahme am Assuan-Damm in 
Frage gestellt. In Wirklichkeit 
konnte man nie damit rechnen, 
daß der Kreml diesen ihm wie­
der einmal durch politische 
Vorurteile des Westens in den 
Schoß gefallenen. Prestigeerfolg 
aus Ressentiment verschenken 
würde. Im Gegenteil! Chru­
schtschow denkt nicht daran, 
seinen Würgegriff auf die 
ägyptische Baumwolle zu lok- 
kern, die als Zahlung für die 
sowjetischen Kredite dienen 
muß.

Sieben Tunnel
Der Damm wird eine Höhe 

von 110 m haben, seine Länge 
etwa 5 km betragen. Davon lie­
gen 500 bis 600 m über dem ei­
gentlichen Flußbett. Der Damm 
selber hat keine Schleusen. Die 
Regulierung der Abflüsse und 
die Gewinnung der elektrischen 
Kraft erfolgen durch sieben 
Umleitungstunnels, die beider­

seits des Stromes durch die 
Granitfelsen gebohrt werden. 
Zwei Millionen Feddan, etwa 
900 000 ha, sollen im Niltal zu­
sätzlich bewässert und bebaut 
werden. Statt jährlich wech­
selnder, zeitlich begrenzter Be­
wässerung wird diese in Zu­
kunft ständig das ganze Jahr 
über gleichbleibend möglich 
sein. Das Volkseinkommen soll 
um 150 Millionen Pfund wach­
sen, die Staatseinnahmen sich 
um 20 Millionen erhöhen,

Kreml-Rechnung
Nun haben die Russen in 

Moskau vorgcschlagen, statt 
der sieben Umleitungstunnels, 
die durch den Granit gebohrt 
werden müssen, e i n e n  offe­
nen Umgehungskanal zu bauen. 
Die Baukosten seien geringer, 
die Bauzeit kürzer. Das klingt 
alles sehr schön und verlok- 
kend. Aber was die Sowjets 
nicht laut gesagt haben, ist viel 
wichtiger: Sie ziehen damit die 
zweite Bauphase in die erste 
vor und wollen sich so bei der 
zweiten und umfangreicheren 
ebenfalls die Vorhand und den 
Löwenanteil sichern, möglichst 
auch hier wieder unter Aus­
schaltung des Westens. In 
ägyptischen Regierungskreisen 
sieht man dem russischen Vor­
stoß mit gemischten Gefühlen 
entgegen.

Dieses M al mit der SPD
Berlin (Eigenmeldung). Unter 

dem Motto des 1. Mai „Berlin 
bleibt frei“ haben sich in Ber­
lin führende Persönlichkeiten 
der Wirtschaft und der Wissen­
schaft, der Gewerkschaften und 
der Parteien zu einem „Ar­
beitskreis 1959“ zusammenge­
funden. Als Ziel des Arbeits­
kreises bezeichnete es der DGB- 
Vorsitzende Scharnowski, allen 
Aufweichungstendenzen entge­
genzutreten und die Bindung 
Berlins an den Westen mit al­
len geeigneten Mitteln zu för­
dern. Ein Brief an die Außen­
minister der Westmächte, in 
dem ihnen für ihren Widerstand 
gegenüber den sowjetischen 
Forderungen gedankt wird, ist 
u. a. auch von maßgeblichen 
sozialdemokratischen Politikern 
Berlins unterzeichnet.,
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Washington: Es liegt M  Gromyfco
Antwort auf neue Beschwiclitigungsrede zur Berlin-Frage

Washington (upi/ap/dpa). Ein 
Sprecher des amerikanischen 
Außenministeriums erklärte, es 
liege bei der Sowjetunion und 
dem sowjetischen Außenmini­
ster Gromyko, der zweiten 
Phase der Genfer Konferenz zu 
einem Erfolg zu verhelfen. Gro­
myko hatte am Sonntag in 
einer löseitigen Erklärung er­
neut behauptet, daß der Ost­
block Westberlin nicht in seinen 
Machtbereich einbeziehen wolle.

Wörtlich sagte Gromyko: 
„Wir möchten glauben, daß die 
Regierungen der Westmächte 
die Unterbrechung der Genfer 
Konferenz dazu benutzen . . . 
um die sowjetischen Vorschläge

Mommer warnt  
„E inzelgänger" der SPD
Berlin (Eigenmeldung). Auf 

einer Mitgliederversammlung 
des Ostberliner SPD-Kreises 
Friedrichshain hat der Ge­
schäftsführer der SPD-Bundes- 
tagsfraktion, Mommer, ein­
dringlich davor gewarnt, sich 
gegenwärtig in sogenannte 
Wiedervereinigungsgespräche 
mit dem Ulbricht-Regime ein­
zulassen. Die Kommunisten in 
Pankow würden daraus nur 
folgern, sie seien stärker ge­
worden, und dies wiederum 
vertiefe die Spaltung Deutsch­
lands. Unter Beifall stellte Karl 
Mommer fest, die SPD sei nach 
wie vor die Partei Kurt Schu­
machers. Es gebe ohne Zweifel 
einige „trojanische Esel“ und 
auch einige Anfälligkeiten ge­
genüber dem Osten bei „Leuten 
am Rande der Partei“. In 
ihrem Kern aber sei die Partei 
gesund. Nachdem Mommer von 
der Notwendigkeit „gerade bei 
Sozialdemokraten“ gesprochen 
hatte, „ein wenig Nationalbe­
wußtsein zu entwickeln“, stellte 
er die Sowjets vor die Alterna­
tive, entweder mit dem deut­
schen Volk in Frieden leben zu 
wollen oder einen „Widerstand 
mit allen Konsequenzen“ her- 
auszuf ordern,

vernünftiger zu beurteilen, ihre 
unrealistischen Konzeptionen.. 4 
aufzugeben und ihrerseits da­
mit zu beginnen, ein Abkom­
men vorzubereiten,.,das die Lage 
in Berlin normalisieren und den 
Weg zu einer friedlichen Rege­
lung der Deutschlandfrage eb­
nen könnte.“

Gromyko betonte erneut, daß 
der Westen die von der Sowjet­
union gesetzte Frist falsch ver­
standen habe. Sie sei keines­
wegs als Ultimatum gedacht, 
und es sei auch unrichtig', daß 
die Sowjetunion nach Ablauf 
der Fristen sämtliche westliche 
Recht© in Berlin als automatisch 
beendet ansehen und einseitige 
Maßnahmen ergreifen wolle. Es 
gebe einige Punkte, die darauf 
hoffen ließen, daß die Genfer 
Konferenz erfolgreich abge­
schlossen werden könne.

Italien soll teilnehmen
Die Außenminister der West­

mächte werden vor der Fort­
setzung der Genfer Konferenz 
am 13. Juli noch einmal zu­
sammentreten. Ein Sprecher der 
Bundesregierung teilte in Bonn 
mit, daß die Zusammenkunft

Adenauer bei den Schlesiern —
Köln (dpa/ap). Das Recht der 

Heimatvertriebenen auf ihre 
Heimat hat Bundeskanzler Ade­
nauer auf der Schlußkundge­
bung des Deutschlandtreffens 
der Schlesier bekräftigt. Vor 
der ganzen Welt müsse unter­
strichen werden, so sagte der 
Kanzler, daß „kein Stück des 
alten Deutschen Reiches jemals 
ohne Vertrag von uns genom­
men werden darf.“ Adenauer 
sprach sich für gutnachbarliche 
Beziehungen zum polnischen 
Volk aus, meinte jedoch, mit 
den jetzigen Machthabern sei 
ein Zusammenwirken nicht 
möglich, da diese unverbrüch­
liche Anhänger der Sowjets 
seien. Er hoffe aber, daß $ines. 
Tages die Spannung um die 
gegenwärtigen Grenzen gemil­
dert und West und Ost in Eu­
ropa ein Zusammengehörig­

voraussichtlich in Genf statt­
finden werde. Mit einer Teil­
nahme des italienischen Außen­
ministers Pella sei die Bundes­
regierung einverstanden. Ita­
lien hatte im NATO-Rat in 
Paris verlangt, daß vor der 
zweiten Phase der Genfer Be­
ratungen eine Konferenz der 
Außenminister aller Westmächte 
stattfinden solle. Der franzö­
sische Staatspräsident de Gaulle 
hatte sich nach seinem Besuch 
in Italien dieser Auffassung an­
geschlossen.

Einspruch der Benelux
Während die italienische Re­

gierung jetzt eine Außenmini­
sterkonferenz lediglich mit 
römischer Beteiligung zu be­
fürworten scheint, erklärte ein 
Sprecher des niederländischen 
Außenministeriums, daß die 
Beneluxländer gegen ein Außen­
ministertreffen Großbritanniens, 
Frankreichs, Italiens und der 
USA Einspruch erheben wür­
den. Wie der Sprecher sagte, 
würden sich die Beneluxländer 
dagegen wenden, daß ein. frühe­
rer „Feindstaat“ gehört werde, 
während frühere Verbündete 
nicht an der Konferenz teil­
nehmen sollten. Die Benelux­
länder würden deshalb Be­
sprechungen aller NATO-Mächte 
bevorzugen.

Für gute Beziehungen zu Polen
keitsgefüh! entwickeln werden, 
das jede Spaltung verhindert.

Mit den Fahnen der schlesi­
schen Gaue, den Volkstrachten 
und Wappen aus allen Gebieten 
Deutschlands bot die Abschluß­
kundgebung ein farbenprächti­
ges Bild. Sie wurde mit dem 
Geläut der Glocken des Grenz­
durchgangslagers Friedland 
und einem Gedenken an die To­
ten des großen Trecks nach 
dem Westen bei Kriegsende er­
öffnet.

Der Kanzler sagte den Schle­
siern, die stärkste Waffe des 
Besiegten sei und bleibe die 
Geduld und ein zuverlässiger 
stetiger Glaube an die Heimat 
und das eigene Volk. Das zahl­
reiche Erscheinen vor allem 
junger Menschen wertete er als 
Beweis dafür, daß das Heimat­
gefühl in der Jugend lebendig 
ist*,

Geduld — stärkste Waffe



Verstimmung In Skandinavien
Kritik an Pankow s Ostsee-Woche

Rostock (dpa/upi). Mit einer 
sogenannten nordischen Arbei­
terkonferenz wurde in Rostock 
der politische Teil der Ostsee-t 
Woche eingeleitet. An ihr neh­
men 300 Vertreter der kommu­
nistischen Gewerkschaftsorga- 
nisationen in der Sowjetunion, 
Polen und der Sowjetzone sowie 
zumeist kommunistische Ge­
werkschaftsfunktionäre aus den 
skandinavischen Ländern teil. 
Sie wollen über „Kampfmaß- 
nahmen zur Sicherung des 
Friedens im Ostseeraum" be­
raten. Die Ostsee - Woche 
zeichnet sich durch ein „Lie- 
beswerben“ der Zonenfunktio­
näre um die skandinavischen 
Länder aus. Sie dürfte damit 
u. a. der Vorbereitung des 
Chruschtschow-Besuchs in
Skandinavien dienen. Die däni­
sche und schwedische Presse

DT. Was soll der politische 
Rummel an der Ostsee? Seit 
Wochen rühren die Kommuni­
sten die Propagandatrommel, 
seit Wochen schon werden laute 
Reden nach Skandinavien hin­
über gehalten, und jetzt ist 
sie schließlich ausgebrochen, 
die Ostseewoche, die „Friedens­
woche“. Leider ist diesem Frie­
den um so weniger zu trauen, 
je öfter er besungen wird. 
„Wer Frieden will, möge auch 
friedliche normale Beziehungen 
zum friedliebenden deutschen 
Staat, zur Deutschen Demokra­
tischen Republik herstel- 
len . . ließ sich Ulbricht in 
Rostock vernehmen. Vielleicht 
fiel den Skandinaviern nicht 
auf, in welch schlechtem 
Deutsch der SED-Chef um die 
Anerkennung seiner Satrapia 
rang. Ihre ersten, recht unwilli­
gen Reaktionen, lassen jedoch 
darauf schließen, daß sie ver­
standen haben, was Ulbricht 
meinte und was Chruschtschow 
will.

Der Ostsee-Rummel mit 
fähnchenschwingenden Kindern, 
un gemein lustigem Strand trei­
ben und taktlosen Ausfällen ge­
gen die Bundesrepublik ist ein 
wichtiger Akt kommunistischen 
Welttheaters. Natürlich geht es 
auch um Pankows Salonfähig­
keit. Im Vordergrund steht je ­

hat auf das Werben um eine 
atomwaffenfreie Zone in Nord- 
und Nordosteuropa zum Teil in 
sehr heftiger Weise reagiert« 
Die konservative dänische Zei­
tung „Dagens Nyheter“ wirft 
der Sowjetunion vor, sie wolle 
im Gebiet der Ostsee einen 
„Frieden des Todes“ schaffen.;

Der schwedische Außenmini­
ster Unden hat den Gedanken 
einer Neutralisierung der Ost­
see, den Chraschtschow in sei­
ner Rede in Riga vertreten 
hatte, zurückgewiesen. Seine 
klare Stellungnahme wird von 
der schwedischen Presse ein-* 
heilig begrüßt. Unden habe da-< 
mit nicht nur für Schweden, 
sondern für den ganzen skan­
dinavischen Norden die Gren­
zen für die Gesprächsthemen 
beim bevorstehenden Besuch 
Chruschtschows gezogen.,

doch der Wille Moskaus, das 
nordeuropäische Terrain ebenso 
wie die mittel- und südeuro­
päischen Vorfelder des roten 
Reiches strategisch — und da­
mit politisch —• in seinem Sinn 
zu bereinigen. Chruschtschow 
wünscht ein atomwaffenfreies 
Deutschland und Skandinavien,' 
einen „friedliebenden“ Balkan 
und Vorderen Orient, Zonen 
also, in denen niemand Atom- 
und Raketenwaffen besitzen 
darf außer der Sowjetunion.' 
Seine lebhafte Reisetätigkeit 
von Tirana nach Riga und im 
August in die nordischen Län­
der beweist, welche Bedeutung 
er dieser fürwahr glänzenden 
Idee beimißt.

Seit Chruschtschow unbestrit­
tener Herr im Kreml ist, läßt 
sich Moskaus Politik auf einen 
Nenner bringen. Er lautet: Be­
seitigung des amerikanischen 
Stützpunktsystems, das die So­
wjetunion umschließt. Alle Ak­
tionen, von dem Vorstoß gegen 
Formosa, der indirekten 
Aggression im Nahen Osten bis 
zu den Drohnoten gegen nahe­
zu alle Länder außerhalb des 
kommunistischen Blocks, dien­
ten diesem Ziel. Der Erfolg, 
den Chruschtschow bis jetzt er­
zielen konnte, steht in keinem 
Verhältnis zu dem Aufwand an 
Stimme, Tinte und Benzin,

W erner Jöhren *
Berlin (Eigenmeldung)* Am 

vergangenen Sonnabend ist der 
langjährige Leiter des Ost- 
büros der CDU, Werner Jöhren,' 
gestorben. Mit ihm hat die Ge­
samtpartei der Christlich-Demo­
kratischen Union einen hervor­
ragenden Mitarbeiter verloren.

Werner Jöhren —> 1900 in 
Guben geboren, in jungen Jah­
ren nach Berlin gekommen, 
Gründer eines bekannten Ver­
lages, politisch tätig in jung­
demokratischen Kreisen der 
Weimarer Republik, unentweg­
ter Gegner des Nationalsozialis­
mus — gehört zu denen, die 
1945 redlich versuchten, auch im 
sowjetischen Besatzungsgebiet 
eine anständige politische Ord­
nung zu schaffen. Das Kriegs­
ende überraschte ihn auf der 
Insel Usedom. Dort gründete er 
im September 1945 die CDU 
und wurde Mitgründer der CDU 
des Landes Mecklenburg. Als 
Landrat des Kreises Usedom 
und als Abgeordneter im meck­
lenburgischen Landtag, wo er 
nach der Landtagswahl 1946 
Fraktionsvorsitzender der CDU 
wurde, war er ein hartnäckiger 
Verfechter deutscher Auffas- 
sung von Demokratie und Frei­
heit gegenüber den Vertretern 
der Besatzungsmacht und der 
SED. In der Kaiser-Krise 
Ende 1947 scheute er sich nicht, 
sofort und eindeutig für die 
legale Parteiführung einzutre­
ten. So war es kein Wunder* 
daß er den Weg des politi­
schen Flüchtlings gehen mußte*

Seit 1948 hat Werner Jöhren 
von Berlin aus die politische 
Arbeit fortgeführt. Er bemühte 
sich mit Erfolg, die menschliche 
Verbindung zu den christlichen 
Demokraten in der Zone fort­
zusetzen, die sich seit 1948 nicht 
mehr dagegen wehren konnten, 
daß ihnen eine gleichgeschal- 
teta SED-hörige Parteiführung 
aufgezwungen wurde. Im lega­
len Hauptvorstand der Exil­
CDU vertrat er die Landsmann­
schaft Mecklenburg, die ihn 
noch vor einer Woche auf dem 
Exil-Parteitag in Fulda zu 
ihrem ersten Sprecher wieder­
gewählt hatte. Demokratische 
Freiheit und nationale Selbst­
bestimmung, das waren die 
politischen Grundsätze, die 
Werner Jöhren bewegten.

Der Tod griff nach ihm mit­
ten in einem kurzen Erholungs­
urlaub,

Rummel an der Ostsee
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Mit Schalmeien und Siebenmeilenstieieln
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin (Eigenbericht). Die 
SED bringt 'unverhohlen zum 
Ausdruck, daß sie das politi­
sche System der Sowjetzone 
eines Tages auf Westberlin und 
auf die Bundesrepublik über­
tragen will. Die Funktionäre 
unterliegen dabei dem Irrtum, 
die Verhältnisse in Mittel­
deutschland würden auf die 
Bundesbürger attraktiv wirken 
und übersehen, wie ablehnend 
sich die Bevölkerung Mittel­
deutschlands zu den meisten 
¿.Errungenschaften" verhält.

DRESDEN
Mit Schalmeien und Sieben­

meilenstiefeln. Auf dem Presse­
fest am Sonntag marschieren 
SO Kapellen, 10 Spielmannszüge 
5 Schalmeienkapellen und 180 
Wagen in einem großen Fest­
zug. Die „Sächsische Zeitung" 
(SED) schreibt dazu: „Unser
roter Siebenmeilensticfel, Sym­
bol unseres Vorwärtsstrebens, 
gefüllt mit guten Taten, führt 
die buntgeschmückten Festwa­
gen, auf denen vielfältig und 
ideenreich all das zum Aus­
druck kommt, was in Betrieben 
und auf dem Lande vorbereitet 
wurde, um es auf den Geburts­
tagstisch unserer Republik zu 
legen. Die Professoren der 
Technischen Hochschule Dres­
den haben ihre guten Taten in 
das große Buch geschrieben. Es 
sind die Verpflichtungen zum 
.Aufbau des Sozialismus*."

„Unruheteufel und Schwatz­
liese“. Unter der Losung: 
„Lernt fleißig, seid fröhlich 
lind kämpft am besten, dann 
bleibt das Siegesbanner auch 
in Dresden“ verpflichteten sich 
die Jungen Pioniere, in gegen­
seitiger Unterstützung den 
„Unruheteufel" und die 
„Schwatzliese" im Unterricht zu 
vertreiben und dafür zu sorgen, 
daß keiner sitzenbleibt. Weiter 
heißt es in einer Verpflichtung: 
„Für unser aller Wohlstand 
und Glück decken wir den 
Tisch der Republik! Jede Pio­
niergruppe mästet 10 Kanin­
chen."

OSTBERLIN
Schlagerwettbewerb mit so­

zialistischem Inhalt: Nur Aner­
kennungspreise verteilte ein

Preisrichterkollegium an 21 
Autoren. Insgesamt waren 6297 
sozialistische Schlager einge­
reicht. Eines der prämierten 
Lieder lautet: »Der Offenstall“ : 

„Die Kühe haben dralle Wa­
den, dralle Waden, dralle 
Waden / vom Futterselbstbe­
dienungsladen, im nepen Of- 
i'enstall. / Die Euter, alle 
rund und dicke, rund und 
dicke, / zeugen von dem Mut­
terglücke in unserm Offen­
stall.“
Gaststätten im Wettbewerb: 

Die Ostberliner Gaststätten 
wollen die Verkaufskultur ver­
bessern und künftig die Warte­
zeiten durch schnelle Bedie­
nung verkürzen. Die Engpässe 
ip Geschirr und Gläsern sollen 
beseitigt werden. Die Kritik 
der Gäste wegen warmer 
Brause im Sommer und abge­
standenem Bier will die SED 
nachprüfen. Die Gaststätten 
von Frankfurt/Oder haben das 
Planziel, Ostberlin in der 
„Gaststättenkultur" zu über­
flügeln.

B A U T Z E N  
„Der Killer mit der sanften 

Stimme“. Gegen das westdeut­
sche Filmprogramm der 
„Scheußlichkeiten“ wettert die 
„Sächsische Zeitung“ : „Ekel­
hafte Ungeheuer, sadistische 
Kreaturen und grauenerregende 
Skelette werden in der bevor­
stehenden Filmsaison die Lein­
wand der westdeutschen und 
Westberliner Kinos bevölkern. 
Nachdem trotz der bisherigen 
Sex- und Verbrecherfilme die 
Besucherzahlen sinken, über­
bieten sich nun die Filmver­
leihe mit einem Angebot von 
„Horrorfilmen“. Mit diesen 
neuen Streifen sollen nicht nur 
neue Geschäfte gemacht, son­
dern jegliche humanistischen 
Gefühle durch Sadismus besei­
tigt werden. Der Bonner Regie­
rung sind Filme dieser Art 
hochwillkommen. Sie passen 
haargenau zu den Zielen der 
psychologischen Kriegführung. 
Die westdeutschen Jugend­
lichen werden regelrecht ge­
zwungen, sich diese Filme an­
zusehen.“

„Sozialistische Filme für die 
Jugend.“ Geschlossen müssen

die Schüler der mitteldeutschen 
Schulen „sozialistische" Filme 
wie zum Beispiel „Das Lied 
der Matrosen" besuchen.

„Tempo — Technik — 1000 
Tage“ heißt ein Wettbewerb, 
mit dem der Pro-Kopf-Ver­
brauch der westdeutschen Be­
völkerung in der Zone überbo­
ten werden soll. Jeder Jugend­
liche soll einen Verbesserungs­
vorschlag vorlegen, um den 
Amtsschimmel und den Büro­
kratismus durch bessere Tech­
nik und Organisation zu über- 

, winden.
POTSDAM

Landsonntag als Beitrag für 
Genf. Die SED-Funktionäre 
haben die Anweisung erhalten, 
auf dem Lande in Einzelge­
sprächen zu erklären: „In allen 
Bezirken soll das Gespräch mit 
den werktätigen Einzelbauern 
für den Eintritt in eine LPG 
geführt werden, so stärken wir 
unsere Arbeiter- und Bauem­
macht, so unterstützen wir die 
Verhandlungen in Genf und 
helfen mit, daß der Außenmini­
sterkonferenz ein Gipfeltreffen 
folgen wird.“

Herter nach Berlin
Washington (upi). Der ameri­

kanische Außenminister Herter 
hat eine Einladung des Regie­
renden Bürgermeisters Brandt 
angenommen, Berlin zu besu­
chen. Herter teilte Brandt mit, 
daß er der Einladung „in naher 
Zukunft gern folgen werde“. 
Der genaue Termin steht noch 
nicht fest. Wie ein Sprecher des 
amerikanischen Außenministe­
riums sagte, will Herter wäh­
rend oder nach Abschluß der 
am 13. Juli beginnenden zwei­
ten Phase der Genfer Außen­
ministerkonferenz nach Berlin 
fliegen.

Ein Sprecher des Berliner Se­
nats äußerte seine Befriedi­
gung über die Entscheidung 
des amerikanischen Außenmini­
sters. Er sagte: „Wir Berliner 
freuen uns, jetzt die zeitliche 
Bestätigung für eine im Prin­
zip bereits angenommene Ein­
ladung zu haben. Der Besuch 
Herters zeigt uns und der Welt 
daß wir starke Freunde haben."



Als der Mord zum Gesetz wurde
Am 30. Juni 1934 fielen Hunderte einer rechtlosen Justiz zum Opfer

DT. Berlin (Eigenbericht). Am 30. Juni 1959 jährte sich zum 
35. Male der Beginn des dunkelsten Kapitels der nationalso­
zialistischen Herrschaft, die ge setz- und rechtlose Liquidierung 
von Menschen, durch deren Existenz sich das Nazi-System be­
droht fühlte. Von dieser „deutschen Bartholomäus-Nacht“, de­
ren Hintergründe bis heute nicht restlos geklärt werden konn­
ten, führt ein grader Weg zu den Judenverfolgungen, zu den 
Vernichtungslagern Auschwitz, Dachau, Belsen usf., zu den Mil­
lionen ermordeter Bolen und Bussen und schließlich zum tota­
len Zusammenbruch des Beiehes in der Niederlage von 1945.
Niemand vermag noch heute 

auch nur annähernd genaue 
Auskunft darüber zu geben, ob 
am 30. Juni 1934 einige hundert 
Menschen oder, wie nicht ohne 
Grund vermutet wird, etwa 
2000 erschossen — ermordet 
wurden.

Gegen wen lichtete sich die 
Aktion? Sie richtete sich vor 
allem gegen ein sich anbahnen­
des SA-Komplott. Der Stabs­
chef der SA, Ernst Itöhm, war 
mit seinen 150 000 halbmilitä­
risch ausgebildeten und zum 
großen Teil bewaffneten SA- 
Leuten zu einem gefährlichen 
Rivalen geworden. Rohm hatte 
durchblicken lassen, daß er von 
der Realisierung der Macht­
übernahme enttäuscht war. 
Himmler und Göring waren von 
selbst gefährliche Gegenspieler 
des Stabschefs geworden.

Die Ereignisse um den Röhm- 
Putsch sind in den Prozessen 
der vergangenen Jahre aus­
führlich dargestellt worden. 
Über die Rolle Schleichers und 
der Reichswehr im Zusammen­
hang mit dem 30. Juni wird an 
anderer Stelle in dieser Zeitung 
eingegangen.

Es erscheint aber wich­
tig, hier auf die dritte Gruppe 
hinzuweisen, gegen die die 
Schergen Hitlers einen Ver­
nichtungsschlag führten: Die
leitenden Männer der katholi­
schen Laienbewegung, an der 
Spitze der Führer der Katho­
lischen Aktion in Berlin, Mini­
sterialdirektor Dr. Erich Klau- 
sener.

Sechs Tage bevor ein SS- 
Peloton in sein Dienstzimmer 
eindrang und mehrere Pistolen­
kugeln ihn niederstreckten, 
hatte Klausener auf der von 
60 000 Menschen besuchten 
Schlußkundgebung des Märki­
schen Katholikentages in Ber­
lin-Hoppegarten spontan das 
Wort ergriffen und vor allem

die katholischen Arbeiterorga­
nisationen gegen die Verleum­
dung der damals inzwischen 
auf vollen Touren laufenden 
NS-Propaganda verteidigt. Un­
mittelbar vorher hatte Profes­
sor Dofivat, mit Klausener eng 
befreundet und sein Mitarbei­
ter in der Katholischen Aktion, 
in einer Rede gefoidert, den 
„fanatischen Haß mit seinem 
seelentötenden Gefolge zu zer­
schlagen“. Diese Worte bezogen 
sieh eindeutig auf die im Som­
mer 1934 angelaul'enen Juden­
verfolgungen, und sie wurden 
von den 60 000 als solcne ver­
standen und mit lang anhalten­
dem Beifall bedacht.

Erich Klausener, gebürtiger 
Rheinländer, war eine energie­
geladene Persönlichkeit. Er 
liebte die Aktivität; ihm war 
ein bemerkenswertes Organisa­
tionstalent eigen. Seine großen 
Fähigkeiten hatte er seit Jah­
ren in den Dienst der Katho­
lischen Aktion gestellt, jener 
Bewegung, die aus den in der 
Diaspora zerstreuten Katholi­
ken eine bekenntnisfreudige 
und ihrer , eigenen Kraft be­
wußte Gemeinschaft zu formen 
bestrebt war. In dieser Stel­
lung mußte Klausener den 
Machthabern des Dritten Rei­
ches höchst suspekt, ja gefähr­
lich erscheinen. Der ehemalige 
Leiter der Polizei im preußi­
schen Innenministerium dürfte 
außerdem zuviel über die Ge­
walttaten der SA und SS ge­
wußt haben, als daß man sich 
seiner nicht gern entledigt 
hätte. Klausener war ja noch 
bis zum 1. März 1933, also we­
nige Tage über den Reichstags­
brand vom 27. Februar hinaus, 
in dieser Stellung gewesen, ehe 
er in das „unpolitische“ Ver­
kehrsministerium versetzt wor­
den war.

Mit der zynischen Bemer­
kung, er habe seinen Auftrag,

den er vom „Führer“ erhalten 
habe, „erweitert und einiges 
miterledigen lassen“, hatte Gö­
ring auf der internationalen 
Pressekonferenz unmittelbar 
nach der Aktion des 30. Juni 
den entsetzten Journalisten die 
Ermordung zahlreicher unschul­
diger Opfer „begründet“ . Den­
noch wurde gerade der Mord 
an Klausener raffiniert als 
Selbstmord getarnt. Obwohl 
seine Freunde wie auch die 
große Zahl der Katholiken nie 
an diese Version geglaubt ha­
ben, ist es erst 17 Jahre später, 
während des Prozesses gegen 
den SS-I-Iauptsturmführer Gil- 
disch, der zugab, Klausener auf 
Befehl I-Ieydrichs erschossen zu 
haben, gelungen, der Wahrheit 
ans Licht zu verhelfen.

Einen Tag nach Klausener 
fiel — vermutlich in Dachau, 
man weiß es bis heute nicht 
genau — der katholische Mün­
chener Publizist und leitender 
Redakteur der „Münchener 
Neuesten Nachrichten“, Dr. 
Fritz Gerlich, den Kugeln sei­
ner Mörder zum Opfer. Mit 
klarem Blick hatte er das 
wahre Gesicht des Hitlerreiches 
frühzeitig erkannt und das 
Verbrechen unerschrocken an­
geprangert.

Auch der Führer der „Deut­
schen Jugendkraft“ , Adalbert 
Probst, ein weiterer Exponent 
der katholischen Opposition, 
mußte in jenen Tagen sterben. 
Schließlich gehören Papens 
Mitarbeiter Edgar Jung und 
von Bose in diese Phalanx. Sie 
bezahlten für die berühmte 
Marburger Rede, in der der 
Vizekanzler vor der Fortset­
zung des Weges der Gewalt­
taten gewarnt hatte.

Der 30. Juni 1934 fand im ka­
tholischen Lager noch keine ge­
schlossene Widerstandsgruppe 
vor, wie zehn Jahre später der 
20. Juli. Selbst ein Mann wie 
Erich Klausener hat damals 
noch geglaubt, durch loyale 
Mitarbeit die dunklen Kräfte 
der heraufgezogenen Revolution 
binden oder neutralisieren zu 
können.



BILDER, D E R  WOCHE. Oben: „Wenn ich Ihnen noch etwas sagen dar f . . scheint 
Vizekanzler Erhard! dem Bundeskanzler auf der Regierungsbank zuzuflüstern. — 
Unten: Zur Begrüßung de Gaulles in Italien hatten sich Staatspräsident Gronchi und 

führende Persönlichkeiten eingefunden.


